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Nachdem 1989 die B�rger Osteuropas gegen
ihre Unterdr�ckung aufbegehrt hatten und
die desolaten Systeme des „real existierenden
Sozialismus“ ohne große Widerst�nde im-
plodiert waren, verk�ndete Francis Fu-
kuyama das „Ende der Geschichte“ (1992).
Die westlichen Werte des wirtschaftlichen
und politischen Liberalismus, von Kapitalis-
mus und Demokratie h�tten nun den Wett-
lauf der Systeme gewonnen und blieben
fortan ohne Alternativen.

Knapp zwei Dekaden danach ist die Euphorie
verflogen. Es verdichten sich die pessimisti-
schen Diagnosen und Prognosen. Der His-
toriker Azar Gat sieht mit dem „Ende vom
Ende der Geschichte“ gleichzeitig „Die
R�ckkehr der autorit�ren Großm�chte“. Das
Washingtoner Institut Freedom House �ber-
schrieb seinen Bericht �ber das Jahr 2007 mit
„Freedom in Retreat: Is the Tide Turning?“.
Larry Diamond sekundierte in Foreign Af-
fairs unter der �berschrift „The Democratic
Rollback“. Auch in der akademischen Sph�re
hat sich der Schwerpunkt von der Demo-
kratisierungs- zur Autokratieforschung verla-
gert. Nun erscheinen Artikel und B�cher, die
das „Ende des Transitionsparadigmas“ ver-
k�nden, die „Herausforderung der Demo-
kratien“ betonen, „defekte Demokratien“
thematisieren oder die Koexistenz von Wah-
len, Machtteilung und autorit�rer Herrschaft
erkl�ren.

Stehen wir erneut am Anfang einer „autori-
t�ren Gegenwelle“ (Samuel Huntington), die
den Demokratisierungswellen im 20. Jahr-
hundert immer folgte? Ein R�ckblick auf die
vergangenen zwei Jahrzehnte Demokratisie-
rungsforschung zeigt einmal mehr, wie der
Zeitgeist theoretische Paradigmen und damit
die Ergebnisse sozialwissenschaftlicher For-
schung pr�gt. Seit den 1980er Jahren lassen
sich in der Systemwechselforschung drei
Theoriekonjunkturen erkennen, die einen ab-
sch�ssigen Trend zeigen: vom Optimismus
�ber den Realismus hin zum gegenw�rtigen
Pessimismus.

In den 1980er Jahren standen politische und
zivilgesellschaftliche Akteure im Mittelpunkt
des Interesses. Demnach entschieden diese
�ber Erfolg und Misserfolg demokratischer
Transformationen. Sozio�konomische Vo-
raussetzungen der Demokratie, wie sie noch
den Kern der Modernisierungstheorie der

1950er und 1960er Jahre gepr�gt hatten, ver-
schwanden aus dem Blickfeld. Demokratie
erschien m�glich, wenn sich nur die relevan-
ten Eliten auf sie einigten, wenn nur die Re-
former in Opposition und Regime die Ober-
hand gegen�ber den Hardlinern des autori-
t�ren „Bunkers“ behielten.

Zum Optimismus trug posthum auch Joseph
A. Schumpeter bei. Sein schlankes Demo-
kratieverst�ndnis wurde meist kritiklos �ber-
nommen. Die Etablierung freier, gleicher und
geheimer Wahlen erschien als hinreichend f�r
die Anerkennung als Demokratie. Vor diesem
theoretischen und politischen Hintergrund
z�hlte Freedom House, das mit den Großka-
tegorien „frei“, „teilweise frei“ und „unfrei“
arbeitet, 1996 nicht weniger als 118 von 191
L�ndern zu den „Wahldemokratien“ (1974
waren es erst 39, im Jahr 1990 dann 76).
Unter diesen rubrizierten neben Finnland,
Schweden und der Schweiz auch Jelzins oli-
garchische Kleptokratie, das Korruptions-
regime in Georgien, das niemals trans-
formierte Weißrussland, das Vetternregime
auf den Philippinen, die Anarchie Bangla-
deschs und das vom B�rgerkrieg gesch�ttelte
Sierra Leone. Ein kritischer Blick gen�gte,
um zu erkennen, dass die Herrschaftslogik
der etablierten Demokratien sich substanziell
von jener dieser L�nder unterschied.

Das minimalistische Konzept der Demokratie
wurde zunehmend als unzureichend ange-
sehen, die Varianten neu entstandener Demo-
kratien zu erfassen. Begriffe wie illiberale,
delegative, gelenkte, hybride oder defekte
Demokratie enth�llten Herrschaftsformen,
die mit dem Terminus „Demokratie“ ohne
Adjektiv nicht mehr verstanden werden
konnten. Die differenzierten Konzepte er-
wiesen sich als ergiebiger und konnten zei-
gen, dass Georgien, Russland oder Venezuela
eben nicht einfach unter denselben Regimety-
pus zu fassen sind wie Finnland, Schweden
oder die Schweiz. Dementsprechend sank die
Zahl der „Demokratien“.

Die Wiederentdeckung struktureller und kul-
tureller Demokratie-Hemmnisse d�mpfte den
�berzogenen Optimismus globaler Demo-
kratisierungsperspektiven. Seit der Jahr-
hundertwende macht sich in Wissenschaft,
Publizistik und Politik ein wachsender Skep-
tizismus breit; weitere Demokratisierungser-
folge werden kaum erwartet. Historische Le-

36 WZB-Mitteilungen Heft 127 M�rz 201036 WZB-Mitteilungen Heft 127 M�rz 2010

Summary

Is democracy in retreat?

Over the past years, the optimism
that followed the end of the Cold
War has waned. History has not en-
ded, and democracy is no longer
seen as the only available option.
Will dictatorships return on a large
scale? An empirical analysis shows
that the core group of democratic
countries has remained stable even
in the face of serious challenges
like the current economic and fi-
nancial crises. Among the group of
hybrid regimes, the number of
states moving toward autocracy is
as high as those moving toward
democratic rule. The competition
between political systems is in
equilibrium – for the moment.
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gate und Pfadabh�ngigkeiten werden zu-
nehmend ernst genommen. Angesichts der
Tiefen- und Langzeitwirkung autorit�rer
Erblasten schwand der Einfluss der Hand-
lungstheoretiker, die einzelne Akteure und
Eliten f�r entscheidend halten. Wirtschaftlich
erfolgreiche Autokratien wie China und Viet-
nam, das langj�hrige semiautorit�re Vorbild
Singapur, die rohstoffstarken L�nder Russ-
land und Venezuela oder die aufsteigende Re-
gionalmacht Iran pr�sentieren sich als global
oder regional wirksame Gegenentw�rfe zur
rechtsstaatlichen Demokratie.

Rechtfertigen die Zahlen den pessimistischen
Blick in die Zukunft der Demokratie? Die
Kerngruppe 29 liberaler Demokratien, n�m-
lich die OECD-L�nder mit Ausnahme Mexi-
kos und der T�rkei, ist relativ sicher vor der
Gefahr, ins Lager der hybriden oder gar auto-
kratischen Regime abzugleiten. In diesen
L�ndern sind Regimewechsel kurzfristig
nicht zu erwarten. Die st�rksten Gef�hr-
dungsmomente weist S�dkorea auf. Aber
selbst hier sprechen viele Indikatoren gegen
eine bevorstehende Autokratisierung. 	hn-
lich verh�lt es sich mit den relativ konsoli-
dierten Demokratien Lateinamerikas, wie
Costa Rica, Uruguay, Chile und zunehmend
auch Brasilien. Die tats�chlich gef�hrdeten
L�nder wie Venezuela, Bolivien, Paraguay,
Ecuador oder manche der zentralamerikani-
schen Staaten m�ssen, wie auch die T�rkei
und Mexiko, unter der Rubrik „defekte De-
mokratien“ gef�hrt werden.

Erweitert man diese Kerngruppe rechtsstaat-
licher Demokratien um jene Staaten, die
nach der weniger anspruchsvollen Freedom
House-Etikettierung auch noch als „frei“ gel-
ten, kommt man auf 62 Demokratien. Ein
Blick auf die Gef�hrdungsindikatoren dieser
„freien L�nder“ signalisiert ebenfalls eine be-
achtliche Robustheit. Nur ca. 25 Prozent der
L�nder haben ein Bruttoinlandsprodukt von
unter 6.000 Dollar pro Kopf. Diese Grenze
markiert nach Auffassung der Modernisie-
rungsforscher die entscheidende Schwelle,
die einmal entstandene Demokratien auch
bei schwerem Wetter sch�tzt. Verst�rkt wird
der Eindruck einer gewissen Sicherheit dieser
Demokratien noch durch den komplexeren
Human Development Index der Vereinten
Nationen: Nach deren Kriterien liegen nur
rund 16 Prozent der genannten Gruppe von
62 L�ndern unter dem relativ hohen Wert
von 7. Der Modernisierungsgrad der „freien“
Staaten spricht also f�r deren demokratische
Stabilit�t.

Theoretiker wie John Stuart Mill und Robert
Dahl sowie die moderne empirische Demo-
kratieforschung sehen ein Gef�hrdungspo-
tenzial in einem zu hohen Maß an ethnischer

Heterogenit�t. Diese liegt aber
nur bei weniger als einem Drit-
tel der hier betrachteten 62
L�nder (30,7 Prozent) �ber
dem Mittelwert von 0,5. Auch
politische Stabilit�t ist ein
Wert, der systematisch ge-
messen werden kann. Der von
der Weltbank 2008 ermittelte
Wert dieser Stabilit�t ist außer-
ordentlich hoch: Nur 16,9 Pro-
zent der genannten L�nder lie-
gen unter dem mittleren Wert von 0. Ein wei-
teres aufschlussreiches Maß ist der ebenfalls
vom Weltbank-Team entworfene Index f�r
die Regierungseffizienz. Die „freien“ Staaten
erreichen dabei auch positive Werte.

Alle hier angef�hrten Grenzwerte einer De-
mokratiegef�hrdung sind sehr hoch ange-
setzt. Nimmt man diese anspruchsvollen
Werte zum Maßstab, liegen nur zwischen 15
und 33 Prozent der 62 „freien“ L�nder in Be-
reichen, die auf eine Instabilit�t hindeuten.
Deren Konsolidierungspolster muss aus mo-
dernisierungstheoretischer, struktureller und
kultureller Perspektive als d�nner als beim
Rest der „freien“ L�nder eingesch�tzt wer-
den. Insgesamt aber best�rken die sozio-
�konomischen Indikatoren die Beobachtung,
dass die meisten Demokratien der Kategorie
„frei“ relativ stabil sind.

Wie steht es aber mit den hybriden Regimen?
Diese reichen von „defekten Demokratien“
bis zu „competitive authoritarian regimes“,
also autorit�ren Regimen, die durch die Ein-
f�hrung von Wahlen und anderen Elementen
demokratischer Herrschaft ihr Regime im
Kern stabilisieren. Hybride Regime geben in
der Regel normative Versprechen f�r Rechts-
staat und Demokratie, die durch die Praxis
best�ndig desavouiert werden: Wahlen sind
de facto wegen vielf�ltiger Manipulationen
der Regierenden nur beschr�nkt kompetitiv;
die Regierung kontrolliert einen großen Teil
der Medien, verwendet Staatsfinanzen f�r
parteiliche Zwecke, favorisiert oder behin-
dert bestimmte Gruppen; Parlamente m�gen
frei gew�hlt sein, aber die Regierung mischt
sich durch Dekrete in die Normsetzung ein;
die Gerichte sind de jure unabh�ngig, de
facto werden sie aber von der Exekutive kon-
trolliert, schikaniert und kolonisiert; Regie-
rungen sind zwar gew�hlt, aber nicht legi-
timierte Akteure wie das Milit�r, religi�se
F�hrer, Oligarchien oder wirtschaftliche Un-
ternehmen beanspruchen die Kontrolle be-
stimmter Politikdom�nen f�r sich.

In Demokratien erzeugt die Kontingenz der
Wahl- und Politikresultate Legitimit�t durch
Verfahren, die a priori festgelegt sind. Dies ist
bei hybriden Regimen nicht in gleichem
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Maße m�glich. Die B�rger erfahren die Dis-
krepanz von formalem Geltungsanspruch der
Normen und der politischen Wirklichkeit,
und das wirkt sich delegitimierend auf die ge-
samte Ordnung aus. Hybride Regime sind in-
stabiler als Demokratien und Diktaturen und
sind zahlreicher als Regime der beiden an-
deren Kategorien. In ihnen liegt das eigent-
liche Gefahrenpotenzial f�r autorit�re R�ck-
f�lle.

Wenn die These von der „R�ckkehr auto-
kratischer Herrschaft“ zutreffend ist, m�ssen
sich nicht nur Demokratien und hybride Re-
gime in signifikanter Zahl in Richtung Auto-
kratie bewegen; auch die schon bestehenden
autokratischen Regime m�ssten hinreichend
stabil bleiben. Im Jahr 2008 klassifizierte
Freedom House 43 L�nder als „unfrei“; sie
k�nnen als ausgepr�gte Autokratien bezeich-
net werden. Die k�rzeste �berlebensdauer
hatten in der zweiten H�lfte des 20. Jahr-
hunderts Milit�rregime (9 Jahre), gefolgt von
„personalistischen Regimen“ (15 Jahre) und
schließlich Einparteienregimen (23 Jahre).
Milit�rregime gelten grunds�tzlich als am
wenigsten geschlossen. Nicht nur die h�ufige
interne Fraktionalisierung des Milit�rs und
die Rivalit�ten zwischen Putschisten und
Nichtputschisten, Hardlinern und Softlinern,
zwischen Heer, Marine und Luftwaffe tragen
zur kurzen �berlebensdauer von Milit�r-
regimen bei. Es sind vor allem die mangelnde
Institutionalisierung, die fehlende legitimie-
rende Ideologie sowie die Legitimit�t verzeh-
rende starke Repression, die Milit�rregime
verwundbar machen. Personalistische Dikta-
turen enden h�ufig mit dem Tod des F�hrers
und sind gef�hrdet, wenn sich die Nachfolge-
frage stellt. Einparteienregime werden zu
Recht als ganz besonders stabil eingesch�tzt.
Sie ziehen zum einen eine gewisse Stabilit�t

aus ihrer vergleichsweise starken Institutio-
nalisierung, der systematischen Kontrolle der
Ressourcen und Repressionsmittel, aber auch
aus einer Ideologie, die diffuse Unterst�tzung
erzeugen kann. Dies gilt selbst f�r das sta-
linistische Nordkorea und das kapitalistisch-
kommunistische China, das (Per-)Versionen
marxistisch-leninistisch-maoistischer Ideo-
logie aufrechterh�lt, um die ideelle Legitimi-
t�tsquelle nicht v�llig austrocknen zu lassen.

Die in der Regimeforschung prominente
Dreiertypologie (Milit�r-, Einparteien- und
personalistische Diktaturen) �berzeugt nur
bedingt. Sie erfasst mindestens zwei Varian-
ten undemokratischer Systeme nicht, die zu
Beginn des 21. Jahrhunderts eine numerisch
wie politisch gewichtigere Rolle spielen als
das vermutliche Auslaufmodell kommunis-
tischer Einparteienregime: failing states und
islamistisch-arabische Diktaturen, die sich
mit einer Mischung aus religi�ser In-
doktrinierung und „politischen Renten“ aus
den �lreserven reproduzieren. Beide Typen
d�rften zu den am wenigsten stabilen nicht-
demokratischen Regimen geh�ren. Dies gilt
f�r die h�ufig von fundamentalistisch-isla-
mistischen Oppositionsbewegungen bedr�ng-
ten arabischen Petro-Diktaturen und erst
recht f�r die zerfallenden Staaten Afrikas und
Asiens. Instabilit�t heißt nat�rlich nicht, dass
diese L�nder wahrscheinliche Kandidaten f�r
demokratische Systemwechsel sind. Realis-
tischer scheint eher der Wechsel von einer
Form autokratischer Herrschaft zu einer an-
deren. Ohne Staat ist Demokratie nicht zu
machen.

Wie auch immer die Typologie autokrati-
scher Herrschaft ausfallen mag – die Moder-
nisierungsindikatoren, die kulturellen und
staatlichen Bedingungen legen die Deutung
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werden im zweiten Teil, der empirischen Analyse von
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nahe, dass ein relativ stabiles autokratisches
Lager entstanden ist. Es mag �berg�nge ein-
zelner Regime zwischen unterschiedlichen
Formen autokratischer Herrschaft geben. Es
gibt aber keine theoretischen oder empiri-
schen Hinweise darauf, dass sich gr�ßere Ver-
�nderungen in Richtung nachhaltiger Demo-
kratisierung ank�ndigen.

Die dritte Demokratisierungswelle ist Mitte
der 1990er Jahre ausgelaufen. Der �ber-
bordende Optimismus eines weltweiten Sie-
geszugs der Demokratie auch. Die liberalen
Demokratien sind relativ stabil. Auch externe
Schocks wie Wirtschafts- und Finanzkrisen
d�rften sie nicht in ihrem demokratischen
Charakter gef�hrden. St�rker unter Druck
geraten sind jedoch defekte Demokratien. Sie
k�nnten weiter ins autorit�re Lager abrut-

schen, wenn Wirtschaftskrisen die fragile
Leistungslegitimation aufzehrt. Eine Analyse
der Periode von 1995 bis 2006 zeigt jedoch,
dass sich etwa gleich viele hybride Regime in
Richtung Demokratie bewegten wie hin zur
Autokratie. Dies galt zumindest in Zeiten
wirtschaftlicher Normalit�t.

Die Zahl der autokratischen Regime d�rfte in
den n�chsten Jahren kaum abnehmen. Die
„Rollback-These“ l�sst sich aber weder
durch Zahlen noch theoretische Argumente
st�tzen. Es ist gegenw�rtig keine R�ckkehr
der Diktaturen zu erwarten – genauso wenig
aber eine vierte Demokratisierungswelle. Vie-
les spricht f�r die Proportionen des Status
quo. Der globale Systemwettlauf ist vor�ber-
gehend eingefroren. Zu Ende ist er nicht.
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